
Ausgangssituation (1/4) … vor COVID-19-Pandemie

• Beschluss des Stadtrates vom 4. März 2020 

• Zurückweisung durch ADD vom 13. März 2020 (Eingang: 19. März 2020) erwartungsgemäß

• Abfolge: a) Erhebung von Rechtsbedenken (VV 1.2 zu § 97 GemO), b) Beanstandung (§ 121 GemO),
c) Anordnung (§ 122 GemO), d) Ersatzvornahme (§ 123 GemO), e) … (§§ 117 ff. GemO)

Zu beachten

• Zeitverlust bis zur Ersatzvornahme und Ersatzvornahme erwartbar > 480 v.H.

• Ersatzvornahme „allein“ wenig realistisch: Folgeauflagen / Folgeentscheidungen (?)

• Weitere Nachteile: Projekt- und Zeitverluste durch fehlende Haushaltsmittel, 
Sofortmaßnahmen des Finanzdezernenten vom 9. März 2020 (Folien 2ff.) 

• „Verfahrensvorteil“ in 2020: genehmigter aber beanstandeter HH 2020
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Ausgangssituation (2/4): internes HH-Rundschreiben an alle Ämter vom 9. März
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Beschlussvorschläge Stadtrat 29. April 2020   ( E n t w ü r f e )

O p t i o n  2 :

a) Die COVID-19-Pandemie geht mit erheblichen Auswirkungen für Bevölkerung und Realwirtschaft einher. 

Vor dem Hintergrund dieses nicht vorhersehbaren Ereignisses beispielloser Tragweite wird die Stadtver-

waltung beauftragt, die aufsichtsbehördliche Genehmigung für den am 4. März 2020 beschlossenen 

Nachtragshaushalt 2020 bei der Kommunalaufsicht erneut zu ersuchen.

b1) Gleichzeitig wird die Stadtverwaltung beauftragt, den Doppelhaushaltsentwurf 2021/2022 für das Haus-

haltsjahr 2021 mit einem Grundsteuer B-Steuersatz von 500 v.H. und für das Haushaltsjahr 2022 mit einem 

Grundsteuer B-Steuersatz von 520 v.H. aufzustellen; auf dieser Grundlage soll die weitere Hebesatzpolitik 

zu gegebener Zeit erörtert werden. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, diesen Beschluss im 

Zusammenhang mit Buchstabe a) zur Information an die Kommunalaufsicht weiterzugeben.

b2) Die Normalisierung der gegenwärtigen Ausnahmesituation voraussetzend, erklärt der Stadtrat darüber 

hinaus seine grundsätzliche Absicht, den Grundsteuer B-Steuersatz für das Haushaltsjahr 2021 auf 500 v.H. 

und für das Haushaltsjahr 2022 auf 520 v.H. festzusetzen. Die eigentliche Beschlussfassung setzt die 

inhaltliche Erörterung des erst aufzustellenden Doppelhaushaltsentwurfes voraus. Die Stadtverwaltung 

wird beauftragt, diesen Beschluss im Zusammenhang mit Buchstabe a) zur Information an die 

Kommunalaufsicht weiterzugeben.

NHH 2020: Verfahrens- und Handlungsoptionen
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